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Maßnahmen zur Förderung der Menschenrechte

(Förderkonzept und Projektförderung)

eine englischsprachige Version steht auf der Intranetseite von Referat VN 06 zur Verfügung

Thematische Schwerpunkte der Förderung

a)
Stärkung der Zivilgesellschaft, insbesondere Unterstützung von Menschenrechtsverteidigern, Menschenrechtsinstitutionen und Medien

Die Stärkung der Zivilgesellschaft, vor allem Schutz und Unterstützung von Menschenrechtsverteidigern (MRV), stellt einen Schwerpunkt deutscher und europäischer Menschenrechtspolitik dar. MRV sind wichtige Mittler, indem sie sich in ihrem jeweiligen Land für Gewährung und Schutz der Menschenrechte einsetzen. Es gilt, diese politische Zielsetzung durch konkrete Unterstützung von Projektaktivitäten von MRV vor Ort und durch die Förderung von Netzwerken praktisch umzusetzen. Außerdem sollen Projekte gefördert werden, die dem Schutz von Journalisten und der Förderung der Meinungs- und Pressefreiheit dienen.

b)
Schutz und Förderung der Rechte von Frauen

Projekte zur Förderung von Frauenrechten und zum Schutz der Frauen können vielfältig sein: Beseitigung von Diskriminierung aufgrund des Geschlechts; Bekämpfung des Frauenhandels; Projekte, die sich gegen sog. „Ehrenmorde“ bei Frauen und Mädchen richten; Ächtung diskriminierender Gewohnheitsrechte und menschenunwürdiger traditioneller Praktiken, wie der Genitalverstümmelung; Prävention, Schutz und Nachsorge bei Gewalt gegen Frauen, besonders auch in bewaffneten Konflikten.

c)
Schutz und Förderung der Rechte von Kindern

Projekte zum Schutz und der Förderung von Kinderrechten können z.B. der Bekämpfung von Kinderhandel, Kinderarbeit und sexueller Ausbeutung von Kindern bzw. der Hilfe für Kinder in bewaffneten Konflikten oder z.B. auch der Förderung des Rechts auf Bildung gewidmet sein.

d)
Projekte für ein Moratorium der Todesstrafe oder deren Abschaffung

Projekte, die darauf abzielen, die Aufmerksamkeit für dieses Thema zu erhöhen oder praktische Möglichkeiten aufzuzeigen, die eine Alternative zur Todesstrafe bilden könnten, haben sich als zielführend erwiesen. Langfristig verfolgen diese Bemühungen eine Abschaffung der Todesstrafe, kurzfristig kann aber auch ein Moratorium im Mittelpunkt stehen. Konkrete Projektformen können z.B. Seminare mit deutschen oder europäischen Experten oder eine Projektarbeit mit dem Justizwesen sein. Projekte in diesem Bereich sollten auch die im Zuge eines Moratoriums/einer Abschaffung der Todesstrafe erforderlichen Reformen im Justiz- und Gefängniswesen im Blick haben.

e)
Wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (WSK-Rechte)

Die -politische- Förderung der WSK-Rechte ist eine weitere Priorität der deutschen Menschenrechtspolitik. Zu den WSK-Rechten zählen z.B. das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard, welches die Rechte auf Nahrung und Wohnen umfasst, das Recht auf Gesundheit oder das Recht auf Bildung. 

Die vorgenannten Themenbereiche stellen Schwerpunkte dar, zu denen Projektvorschläge besonders erwünscht sind. Eine Förderung von Menschenrechts-Projekten in anderen thematischen Bereichen ist jedoch vor allem dort, wo die lokalen Gegebenheiten eine andere Schwerpunktsetzung nahe legen, ebenfalls erwünscht. Hierzu gehören insbesondere auch Projekte, die der Menschenrechtsbildung und –aufklärung dienen, Schulungen besonders betroffener Gruppen, die Förderung legislativer Maßnahmen oder gezielte Öffentlichkeitsarbeit.

Beispiele für andere wichtige Themen:

-
Bekämpfung von Folter und Misshandlungen

- 
Bekämpfung von Menschenhandel und Migration
- 
Bekämpfung von Rassismus und Diskriminierung 
- 
Bekämpfung von Straflosigkeit
- 
Verbesserung von Haftbedingungen
- 
Unterstützung von Wahrheits- und Versöhnungsprozessen

Die Botschaften und Konsulate der Bundesrepublik Deutschland im Ausland beantworten gerne weitere Fragen zur Antragstellung und zum Verfahren der Projektförderung.
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